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Tagesordnung zur Sitzung des 
Verwaltungsausschusses der Stadt Bad Düben 

am 29. September 2020

Zeit: 18.30 Uhr
Ort:   Rathaus, Ratssaal, Markt 11, Bad Düben

öffentlicher Teil:
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Bestätigung der Tagesordnung
3. Bestätigung der Niederschrift

4. Beratung und Beschlussfassung zum Bauantrag „Errichtung freistehendes 
 Einfamilienhaus mit Garage“, Bergstraße 7, Flur 2, Flurstück 249/13 und 
 250/73 in Bad Düben
 
5. Beratung und Beschlussfassung zum Bauantrag „Neubau eines Einfami-
 lienwohnhauses“, Siedlungsallee 2B, Flur 14, Flurstück 19/219 in Bad 

Düben
 
sowie ein nichtöffentlicher Teil

Tagesordnung zur Sitzung des Stadtrates der 
Stadt Bad Düben am 8. Oktober 2020

um:  19.00 Uhr
im: HEIDE SPA Kursaal, Bitterfelder Straße 42, Bad Düben

öffentlicher Teil:
1. Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Beschlussfassung zur Tagesordnung
3. Bestätigung der Niederschrift

4. Beratung und Beschlussfassung über das Jahresergebnis 2019 HEIDE  
 SPA GmbH & Co.KG
 
5. Beratung und Beschlussfassung über das Jahresergebnis 2019 HEIDE  
 SPA Hotel Geschäftsführungs-GmbH

6. Beratung und Beschlussfassung über das Jahresergebnis 2019 Kurbetriebs-
 gesellschaft Dübener Heide mbH
 
7. Beratung und Beschlussfassung über das Jahresergebnis 2019 Wohnungs-
 baugesellschaft Bad Düben mbH

8. Beratung und Beschlussfassung über das Jahresergebnis 2019 Remondis 
 Eilenburg GmbH

9. Beratung und Beschlussfassung zur Vergabe zur Anschaffung eines Hilfe-
 leistungslöschfahrzeuges 200 (HLF 20) für die Freiwillige Feuerwehr Bad 
 Düben

10. Beratung und Beschlussfassung zur Änderung des Brandschutzbedarfs-
 planes der Freiwilligen Feuerwehr Bad Düben

11. Bestätigung der Wahl der Stadtteilwehrleitung Bad Düben

12. Beratung und Beschlussfassung zu den eingegangenen Hinweisen und 
 Anregungen (Abwägung) zum Entwurf der 1. Änderung des Bebauungs-
 planes „Torgauer Straße – Am Heidegraben“ der Stadt Bad Düben

13. Beratung und Beschlussfassung zu den eingegangenen Hinweisen und  
 Anregungen (Abwägung) zum Entwurf des Bebauungsplanes „Wohnbau-
 fläche zwischen Mühlläufer und Waldstraße“ der Stadt Bad Düben

14. Beratung und Beschlussfassung zum Verkauf eines Grundstückes im 
 Gewerbebiet „Süd-Ost“, Bernhard-Remmers-Straße, Flurstück 52/165 der 
 Flur 8 der Gemarkung Bad Düben

15. Bestätigung des Gemeindewahlausschusses zur Bürgermeisterwahl 2021

16.  Beratung und Beschlussfassung zur Auftragsvergabe und Werkvertrag für 
die Neugestaltung der Dauerausstellung einschließlich der Eingangsbe-
reiche für das Landschaftsmuseum der Dübener Heide in der Burg Düben 

17. Informationen und Sonstiges

Beschlussübersicht

Der Verwaltungsausschuss hat am 1. September 2020 folgende Beschlüsse 
gefasst:

Beschluss-Nr. 16/20
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag auf Vorbescheid für 
das Bauvorhaben: Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage, Zum 
Auenblick, Flurstück 56/71, Flur 3 in Tiefensee.

Beschluss-Nr. 17/20
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Bauvorhaben: Errichtung 
eines Carports, Dorfstraße 30, Flur 4, Flurstück 38/9 in Wellaune 

Beschluss-Nr. 18/20
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Bauvorhaben: Errichtung 
Garage mit 2 Stellplätzen für Kfz. sowie Überdachung Wäscheplatz, Schalm-
weg1, Flur 5, Flurstück 45 in Bad Düben

Beschluss-Nr. 19/20
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag auf Vorbescheid für 
das Bauvorhaben: Aufstellen eines Gartenhauses zur Nutzung als Wochen-
endhaus für unsere Enkelkinder, Alaunwerksweg 22, Flurstück 14/8, Flur 14 
in Bad Düben

Beschluss-Nr. 20/20
Der Verwaltungsausschuss beschließt auf der Grundlage der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Gewerbegebiet Süd-Ost“ vom 23. September 2011 (in Kraft 
getreten am 26. Oktober 2011) das gemeindliche Einvernehmen zum Bauantrag 
„Errichtung einer Produktions- und Lagerhalle als 2. Bauabschnitt“ auf dem Grund-
stück Schwarzbachgrund 5, Flurstück 52/123, Flur 8, in Bad Düben zu erteilen.
Beschluss-Nr. 21/20
Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens zum Bauantrag „Umnutzung des 
bestehenden Hallenbaus zu Lagerräumen und Räumen für Freizeitaktivitäten“, 
Körbitzweg 2, Flur 11, Flurstücke 125/24 und 125/25 in Bad Düben

Impressum
Amtsblatt der Stadt Bad Düben
Verantwortlich für den Inhalt: Bürgermeisterin der Stadt Bad Düben 
Herstellung und Vertrieb: Verlagshaus „Heide-Druck“, Bad Düben
Für telefonisch eingebrachte Änderungen/Ergänzungen wird keine 
Garantie für ordnungsgemäßen Abdruck übernommen.
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Der Stadtrat der Stadt Bad Düben hat am 10. September 2020 folgende 
Beschlüsse gefasst:

Beschluss-Nr. 7-12-795
Satzung zur 1. Änderung der Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen 
und weiteren Entgelten für die Betreuung von Kindern in Tageseinrichtungen 
und in der Tagespflege der Stadt Bad Düben vom 1. April 2020

Beschluss-Nr. 7-12-796
Der Stadtrat der Stadt Bad Düben bestimmt auf der Grundlage von § 39 Absatz 
1 des Gesetzes über die Kommunalwahlen im Freistaat Sachsen (Kommunal-
wahlgesetz – KomWG) den 21. Februar 2021 als Tag für die Wahl des haupt-
amtlichen Bürgermeisters bzw. der hauptamtlichen Bürgermeisterin der Stadt 
Bad Düben. Als Tag eines etwa notwendig werdenden zweiten Wahlgangs wird 
der 21. März 2021 bestimmt.

Beschluss-Nr. 7-12-797
Übernahme des unbefestigten Weges auf dem Flurstück 38/1 der Flur 4 in Bad 
Düben. Der Eigentümer des Flurstückes, das Landesamt für Straßenbau und 
Verkehr mit Niederlassung in Leipzig, räumt der Stadt Bad Düben mit Umstu-
fungsvereinbarung das Wegerecht für den unbefestigten Weg ein.

Beschluss-Nr. 7-12-798
Ablehnung des gemeindlichen Einvernehmens zur Bauvoranfrage „Parzellierung 
von Grundstücken zur Bebauung mit Einfamilienhäusern“, Flurstücke 2/53 
(Teilfläche), 2/15, 2/16, 2/17 der Flur 3 in Bad Düben

Beschluss-Nr. 7-12-799
Der Stadtrat stimmt der Übernahme von 23,33 Prozent des städtischen Eigen-
anteils für das Vorhaben „Gestaltung Multifunktions- und Veranstaltungssaal/
Bürgeruniversität: Sanierung Hörsaal inkl. Anbau Bühnenhaus und Freilicht-
bühne“ in Höhe von 233.263,33 Euro zu. 

Beschluss-Nr. 7-12-800
5. Nachtragsvereinbarung zur Ausführung von Elektroarbeiten im Rahmen der 
Baumaßnahme „Beseitigung geohydrologischer Spätschäden sowie barrierefreie 
Erschließung Burg“

Beschluss-Nr. 7-12-801
Der Stadtrat der Stadt Bad Düben beschließt die „Satzung der Stadt Bad 
Düben und den dazugehörigen Stadtteilen über die Erhebung von Beiträgen 
von Verkehrsanlagen (Straßenausbaubeitragssatzung)“. Die zu beschließende 
Straßenausbausatzung ist als Anlage 1 enthalten. Als Grundlage dienen die 
am 14. Dezember 2000 in der 15. Stadtratssitzung beschlossenen Varianten.
Der Anteil der Beitragspflichtigen wird wie folgt in der Satzung festgelegt:
§ 5 Straßenarten, anrechenbare Breiten, Anteil der Beitragspflichtigen

 Anliegerstraßen  60 %
 Haupterschließungsstraßen 40 %
 Hauptverkehrsstraßen 20 %
 Wirtschaftswege  20 %

Festlegung zum Entstehen der Beitragspflicht:
§ 16 Entstehen der sachlichen Beitragspflicht, Absatz 3
(3) Die Satzung ist anzuwenden für Verkehrsanlagen, die nach dem 15. Februar 
2001 grundhaft ausgebaut und fertiggestellt wurden.

Beschluss-Nr. 7-12-802
Annahme von Spenden: Wärmebildkamera für die Freiwillige Feuerwehr 
und Spende des Evangelischen Schulzentrums für die Breitwellenrutsche im 
NaturSportBad. 

Satzung der Stadt Bad Düben und den
dazugehörigen Stadtteilen Schnaditz, Tiefensee, 

Brösen und Wellaune über die Erhebung von 
Beiträgen von Verkehrsanlagen 
(Straßenausbaubeitragssatzung)

Auf der Grundlage des § 4 der Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen 
(SächsGemO) und der §§2 und 26 ff des Sächsischen Kommunalabgabenge-
setzes (SächsKAG) hat der Stadtrat der Stadt Bad Düben am 10. September 
2020 nachfolgende Satzung beschlossen:

§ 1 
Erhebungsgrundsatz

(1) Die Stadt Bad Düben erhebt zur teilweisen Deckung ihres Aufwandes für 
die Anschaffung, Herstellung und den Ausbau (Erweiterung, Verbesserung und 
Erneuerung) der in ihrer Baulast stehenden öffentlichen Straßen, Wege und Plät-
ze (Verkehrsanlagen) Beiträge nach Maßgabe dieser Satzung für Grundstücke, 
denen durch die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser Verkehrsanlagen 
Vorteile zuwachsen. 
Zu den Verkehrsanlagen gehören auch Wohnwege, die aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen nicht mit Kraftfahrzeugen befahren werden können, und 
öffentliche Wirtschaftswege. 

(2) Der Absatz 1 gilt für die dort bezeichneten Maßnahmen nur, soweit für sie 
nicht Erschließungsbeiträge oder Ausgleichsbeiträge nach BauGB zu erheben 
sind.

§ 2 
Beitragsfähiger Aufwand 

(1) Zu dem durch Beiträge zu deckenden Aufwand gehören die tatsächlich 
entstandenen Kosten für 
1. den Erwerb der für die Durchführung der beitragsfähigen Maßnahmen 

erforderlichen Grundstücksflächen; hierzu zählt auch der Wert, der von der 
Stadt aus ihrem Vermögen für diese Maßnahmen zur Verfügung gestellten 
Grundstücksflächen zum Zeitpunkt der Bereitstellung sowie Kosten dieser 
Bereitstellung. 

2. die Freilegung der für die Durchführung der Maßnahme erforderlichen Flä-
chen. 

3. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Straßen-, 
Wege- und Platzkörper einschließlich Unterbauten, Oberfläche sowie zur 
bestimmungsmäßigen Funktion der Anlagen notwendigen Erhöhung und 
Vertiefung (Niveauausgleich) und die Anschlüsse an andere Anlagen, insbe-
sondere 
a) die Fahrbahn, 
b) die Gehwege, 
c) die Rinnen- und Randsteine, auch wenn sie höhengleich zu den umgebenen 

Flächen ausgebildet sind, 
d) die dem ruhenden Verkehr dienenden Park- und Abstellflächen, 
e) die Radwege, 
f) die kombinierten Rad- und Gehwege, 
g) die unbefestigten Rand- und Grünstreifen sowie die unselbstständigen 

Grünflächen (Straßenbegleitgrün in Form von Bäumen, Sträuchern, Ra-
sen- und anderen Grünflächen), 

h) die Böschungen, Schutzmauern und Stützmauern, 
i) die Immissionsschutzanlagen, soweit sie Bestandteil der Anlage sind, und 

die von der Anlage erschlossenen Grundstücke einen besonderen Vorteil 
im Sinne des § 3, Satz 2 erlangen. Die von der Anlage erschlossenen 
Grundstücke erlangen einen besonderen Vorteil, wenn sie eine Schallpe-
gelminderung von 6 db [A] (bei innerstädtischen Straßen) und 3 db [A] 
(bei außerstädtischen Straßen) erfahren. 

4. die Park- und Abstellflächen sowie die Grünflächen, soweit sie nach städte-
baulichen Grundsätzen zur Erschließung der Grundstücke notwendig sind. 

5. die Beleuchtungseinrichtungen im Bereich der öffentlichen Straßen, Wege 
und Plätze. 

6. die Entwässerungseinrichtungen der öffentlichen Straßen, Wege und Plätze. 

(2) Die tatsächlich entstandenen Kosten sind nur soweit in den durch Beiträge 
zu deckenden Aufwand einzubeziehen, wie sie zur Erfüllung für die jeweilige 
Maßnahme erforderlich sind. 
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(3) Soweit die Stadt Zuwendungen aus öffentlichen Kassen zur Finanzierung 
der Maßnahme nach § 1 erhalten hat, sind diese nicht vom beitragsfähigen 
Aufwand abzusetzen, es sei denn, dass dies im Einzelfall ausdrücklich aufgrund 
öffentlich-rechtlicher Vorschriften oder aufgrund des Bewilligungsbescheides 
vorgeschrieben ist oder die Zuwendungen über den von der Stadt zu tragenden 
nicht beitragsfähigen Aufwand hinausgehen und der Zuwendungsgeber endgültig 
auf die Rückzahlung verzichtet. 
(4) Der Aufwand für die Fahrbahnen der Ortsdurchfahrten von Bundes-, 
Staats- und Kreisstraßen ist nur insoweit beitragsfähig, als sie breiter sind als 
die anschließenden freien Strecken (§ 128 Absatz 3 Nr. 2 BauGB). 

(5) Nicht beitragsfähig ist der Aufwand für Brücken, Tunnel und Unterführungen 
mit den dazu gehörigen Rampen sowie jeder Aufwand für Gemeindeverbin-
dungsstraßen.

§ 3 
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes 

Der beitragsfähige Aufwand wird für die jeweilige Maßnahme nach den tatsäch-
lichen Aufwendungen ermittelt. Er wird nach Abzug des Gemeindeanteils nach 
Maßgabe dieser Satzung auf die Grundstücke verteilt, die aus der Maßnahme 
einen Vorteil erlangen und durch die Anlage, die Gegenstand der beitragsfähigen 
Maßnahme ist, erschlossen werden (Abrechnungsgebiet). 

§ 4 
Anteil der Stadt am beitragsfähigen Aufwand 

Die Stadt trägt den Teil des Aufwandes, der 
a) nach Maßgabe des § 5 von ihr zu tragen ist (Gemeindeanteil und sogenannten 

Mehrbreitenaufwand), 
b) bei der Verteilung des umlagefähigen Aufwandes nach § 6 auf ihre Grund-

stücke, Erbbaurechte und anderen dinglichen und baulichen Nutzungsrechte 
entfällt. 

§ 5 
Straßenarten, anrechenbare Breiten, Anteil der Beitragspflichtigen 

(1) Die Straßenarten, die anrechenbaren Breiten der Teilanlagen und der Anteil 
der Beitragspflichtigen sowie der Anteil des öffentlichen Interesses werden wie 
folgt festgesetzt:

Straßenarten 
mit Teilanlagen

anrechenbare Breiten

Anteil der 
Beitrags-
pflichtigen

Anteil 
Öffentl.
Interesse

in Kern-, Ge-
werbe- und 
Industriege-
bieten

in sonstigen 
Baugebieten

1. Anliegerstraßen
a) Fahrbahn
b) Radwege ein-
schließlich Sicher-
heitsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehwege, komb. 
Geh- und Radwege 
e) unselbstständige 
Grünflächen mit 
Bepflanzung 

6,50 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

6,00 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

60%
60%
60%

60%
60%

60%

40%
40%
40%

40%
40%

40%

2. Haupterschlie-
ßungsstraßen
a) Fahrbahn
b) Radwege ein-
schließlich Sicher-
heitsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehwege, komb. 
Geh- und Radwege 
e) unselbstständige 
Grünflächen mit 
Bepflanzung

8,50 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

7,50 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

40%

40%
40%

40%
40%

40%

60%

60%
60%

60%
60%

60%

3. Hauptverkehrs-
straßen
a) Fahrbahn
b) Radwege ein-
schließlich Sicher-
heitsstreifen
c) Parkstreifen
d) Gehwege, komb. 
Geh- und Radwege 
e) unselbstständige 
Grünflächen mit 
Bepflanzung

8,50 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

8,50 m
je 1,75 m

je 5,00 m
je 2,50 m

je 2,00 m

20%

20%
20%

20%
20%

20%

80%

80%
80%

80%
80%

80%

4. Wirtschaftswege 20% 80%

5. Busbuchten/
Bushaltestellen
a) Gehweg, Rad-
weg bzw. Geh-/
Radweg im Be- 
reich Bushaltestel-
len auf eine jewei-
lige maximale Län-
ge von 20 Metern

0%

0%

100%

100%

Wenn bei einer dem Anbau dienenden Verkehrsanlage ein oder zwei Gehwege 
oder Parkstreifen fehlen, erhöht sich die anrechenbare Breite der Fahrbahn um je 
1,50 Meter für fehlende Gehwege und um 2,50 Meter für fehlende Parkstreifen, 
falls und soweit auf der Fahrbahn eine Parkmöglichkeit geboten wird. 
Bei Bundes-, Staats- und Kreisstraßen beziehen sich die anrechenbaren Breiten 
der Fahrbahn auf die Breite, die über die beitragsfreie Fahrbahnbreite nach 
§ 2 Absatz 4 hinausgeht. 

(2) Absatz 1 gilt für beplante und unbeplante Gebiete. Die in Absatz 1 genannten 
Breiten sind Durchschnittsbreiten; der Aufwand für Wendeanlagen am Ende 
von Stichstraßen und für Aufweitungen im Bereich von Einmündungen und 
Abbiegespuren und dergleichen ist über die in Absatz 1 festgelegten anrechen-
baren Breiten hinaus bis zur tatsächlichen Breite beitragsfähig. 

(3) Für Fußgängergeschäftsstraßen, verkehrsberuhigte Bereiche, Plätze und 
sonstige Fußgängerstraßen werden die abwälzbaren Anteile am Aufwand für 
die anrechenbaren Breiten im Einzelfall durch Satzung geregelt. Entsprechendes 
gilt für sonstige Verkehrsanlagen, die von Absatz 1 nicht erfasst sind und in 
sonstigen Sonderfällen.
Fußgängerstraßen sind Straßen und Wege, die in ihrer Breite dem Fußgänger-
verkehr dienen, auch wenn eine Nutzung m den Anliegerverkehr mit Kraft-
fahrzeugen möglich ist. 
Verkehrsberuhigte Bereiche sind Straßen und Wege, die als Mischflächen ge-
staltet sind und in ihrer ganzen Breite von Fußgängern und von Kraftfahrzeugen 
benutzt werden dürfen. 

(4) Im Sinne des Absatzes 1 gelten als 
1. Anliegerstraßen: 
 Straßen, die ausschließlich oder überwiegend der Erschließung der angren-

zenden oder der durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke 
dienen. 

2. Haupterschließungsstraßen: 
 Straßen, die weder überwiegend der Erschließung der angrenzenden oder der 

durch private Zuwegung mit ihnen verbundenen Grundstücke noch überwie-
gend dem überörtlichen Durchgangsverkehrs dienen. 

3. Hauptverkehrsstraßen: 
 Straßen, die neben der Erschließung von Grundstücken und der Aufnahme 

von innerörtlichem Durchgangsverkehr (Verkehr innerhalb von Baugebieten 
oder innerhalb von im Zusammenhang bebauten Ortsteilen) überwiegend dem 
überörtlichen Durchgangsverkehr dienen. 

4. Wirtschaftswege: 
 öffentliche Straßen bzw. Wald- und Feldwege, die überwiegend der Bewirt-

schaftung von Feld- und Waldgrundstücken dienen. 

(5) Bei einseitig anbaubaren Verkehrsanlagen sind die anrechenbaren Breiten 
nach Absatz 1 für Radwege, Parkstreifen, unselbständige Grünflächen und 
Gehwege nur entlang der bebauten oder bebaubaren Grundstücke anzusetzen. 
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Die anrechenbare Breite der Fahrbahn nach Absatz 1 ist bei einseitig anbaubaren 
Straßen und Wegen mit zwei Drittel, jedoch mindestens mit der verkehrstech-
nisch erforderlichen Mindestbreite (6 m) zu berücksichtigen.

(6) Erschließt die Verkehrsanlage ganz oder in einzelnen Abschnitten auf einer 
Seite ein Kern-, Gewerbe- oder Industriegebiet und auf der anderen Seite ein 
sonstiges Baugebiet und ergeben sich dabei nach Absatz 1 unterschiedliche 
anrechenbare Breiten, so gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größere Breite. 

(7) Grenzt eine Verkehrsanlage sowohl an baulich oder gewerblich genutzte oder 
nutzbare Grundstücke als auch an lediglich in anderer Weise (z.B. land- oder 
forstwirtschaftlich) nutzbare Grundstücke, werden die durch die Verkehrsanlage 
vermittelten Vorteile für die Grundflächen der vorgenannten Grundstücksarten 
im Verhältnis 2 : l angesetzt. 
Dem gemäß wird der umlagefähige Aufwand im Verhältnis der einfachen 
Frontlänge der nur in anderer Weise nutzbaren Grundstücke und der doppelten 
Frontlänge der baulich oder gewerblich genutzten oder nutzbaren Grundstücke 
verteilt. Absatz 5, Satz 2 findet in diesen Fällen keine Anwendung. 

§ 6 
Verteilung des umlagefähigen Aufwandes 

Der umlagefähige Aufwand wird auf die Grundstücke, denen durch die Inan-
spruchnahmemöglichkeit der ausgebauten Verkehrsanlage Vorteile zuwachsen 
(erschlossene Grundstücke), in dem Verhältnis verteilt, in dem die Nutzungs-
flächen dieser Grundstücke zueinanderstehen. 
Die Nutzungsfläche ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksfläche 
(§ 7) mit dem Nutzungsfaktor (§ 8) bzw. dem Nutzungsmaß (§§ 9-11). 

§ 7 
Grundstücksfläche 

(1) Als Grundstücksfläche gilt: 

1. bei baulich oder gewerblich genutzten oder nutzbaren Grundstücken 
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die unter 

Berücksichtigung des § 19 Absatz 1 SächsKAG der Ermittlung der zuläs-
sigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 

b) bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche im unbeplanten Innen-
bereich (§ 34 BauGB) oder im Bereich eines Bebauungsplanes, der die 
erforderlichen Festsetzungen nicht enthält, liegen, die Fläche, die unter 
Berücksichtigung des § 19 Absatz l SächsKAG der Ermittlung der zuläs-
sigen Nutzung zugrunde zu legen ist, 

c) bei Grundstücken, die teilweise in den unter a oder b beschriebenen Be-
reichen und teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die nach  
§ 19 Absatz 1 SächsKAG maßgebliche Fläche; 

d) bei Grundstücken, die mit ihrer gesamten Fläche im Außenbereich (§ 35 
BauGB) liegen, die nach § 19 Absatz 1 SächsKAG maßgebliche Fläche.

2. bei nicht baulich oder gewerblich, sondern nur anderweitig, z. B. gärtnerisch, 
land- oder forstwirtschaftlich nutzbaren Grundstücken, die Gesamtfläche 
oder in den Fällen der Nummer 1, Buchstabe c) oder d) die Teilflächen, die 
gegenüber einer anderen Erschließungsanlage abgeschrieben worden sind 
oder abzuschreiben wären. 

(2) Die nach § 19 Absatz 1 SächsKAG vorgesehene Abgrenzung geschieht 
nach den Grundsätzen für die grundbuchmäßige Abschreibung von Teilflächen 
unter Beachtung der baurechtlichen Vorschriften ohne die Möglichkeit der 
Übernahme einer Baulast. 

(3) Grundstücke, die durch mehrere Verkehrsanlagen der gleichen Art (vgl.  
§ 1 Absatz 1) im Sinne des § 6 erschlossen werden, sind bei der Verteilung des 
umlagefähigen Aufwandes für die ausgebaute Verkehrsanlage nur mit 60 v. H. 
ihrer Nutzungsfläche zu berücksichtigen, sofern eine der anderen das Grund-
stück erschließenden Anlagen bereits mit den programmgemäß fertiggestellten 
Teileinrichtungen ausgestattet ist, die durch die abzurechnende Maßnahme 
an der beitragsauslösenden Verkehrsanlage erstmals angelegt oder ausgebaut 
worden sind. 
Werden zwei, ein Grundstück einschließende Verkehrsanlagen der gleichen 
Art gleichzeitig ausgebaut, ist die Nutzungsfläche dieses Grundstückes bei 
Vorliegen der Voraussetzung des Satzes 1 bei jedem Abrechnungsgebiet mit 
80 v. H. anzusetzen. 

Die Bestimmungen dieses Absatzes finden keine Anwendung auf Wirtschafts-
wege.

§ 8 
Nutzungsfaktor 

(1) Der Nutzungsfaktor bemisst sich nach den Vorteilen, die den Grundstücken 
nach Maßgabe von Art und Maß ihrer zulässigen Nutzung durch die Inanspruch-
nahmemöglichkeit der Verkehrsanlage vermittelt werden. 

Bei baulicher Nutzungsmöglichkeit orientieren sich die Vorteile an der Zahl 
der zulässigen Geschosse. Als Geschosse gelten Vollgeschosse im Sinne der 
Sächsischen Bauordnung (SächsBO). 

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt: 

1. in den Fällen des § 12 Absatz 2 und § 13 Absatz l Satz 3
 i.V.m. § 12 Absatz 2 0,2
2. in den Fällen des § 12 Absatz 3                                                  0,5
3. bei eingeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit oder bei fiktiver
 ingeschossiger Bebaubarkeit und in Fällen des § 12 Absatz 1                      1,0
4. bei zweigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                                   1,25
5. bei dreigeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                                      1,5
6. bei viergeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                                    1,75
7. bei fünfgeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                                      2,0
8. bei sechsgeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                                   2,25
9. bei sieben- bis zehngeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                  2,5
10. über zehngeschossiger Bebauung oder Bebaubarkeit                              2,75
11. bei nicht baulich oder gewerblich nutzbaren Grundstücken sowie
 Grundstücken oder Grundstücksteilen im Außenbereich (§ 35 BauGB)   0,5

(3) Der jeweilige Nutzungsfaktor nach Absatz 2 Nr. 1 bis 10 erhöht sich um 
die Hälfte 

a) bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- 
und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit der Nutzungsart: Ein-
kaufszentrum und großflächige Handelsbetriebe, Messen, Ausstellungen 
und Kongresse, Hafengebiet, 

b) bei Grundstücken in Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebau-
ungsplan eine wie in Buchstabe a) genannte Nutzung vorhanden oder 
zulässig ist und

c) bei Grundstücken außerhalb der unter den Buchstaben a) und b) bezeich-
neten Gebiete, die gewerblich, industriell oder in ähnlicher Weise genutzt 
werden (z. B. Grundstücke mit Büro-, Verwaltungs-, Post-, Bahn-, Kran-
kenhaus- und Schulgebäuden), wenn diese Nutzung überwiegt. Ein Über-
wiegen ist anzunehmen, wenn in der Mehrzahl der Geschosse im Sinne 
des Absatzes 1 eine Nutzung der zuvor bezeichneten Art stattfindet. 

§ 9 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, 

für die ein Bebauungsplan die Geschosszahl festsetzt 

(1) Als Geschosszahl gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 
Zahl der  Vollgeschosse. Ist im Einzelfall eine größere Geschosszahl genehmigt, 
so ist diese zugrunde zu legen. 

(2) Überschreiten Geschosse nach Absatz 1, die nicht als Wohn- oder Büro-
räume genutzt werden, die Höhe von 3,5 Meter, so gilt als Geschosszahl die 
Baumasse des Bauwerkes geteilt durch 3,5, mindestens jedoch die nach Absatz 
1 maßgebende Geschosszahl. Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle 
Zahl aufgerundet. 

(3) Sind in einem Bebauungsplan über die bauliche Nutzung eines Grundstückes 
mehrere Festsetzungen (Geschosszahl, Gebäudehöhe, Baumassenzahl) enthal-
ten, so ist die Geschosszahl vor der Gebäudehöhe und diese vor der Baumas-
senzahl maßgebend.

§ 10 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die ein Bebau-

ungsplan die Höhe der baulichen Anlagen festsetzt 

(1) Bestimmt ein Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung nicht durch 
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die Geschosszahl oder Baumassenzahl, sondern durch die Festsetzung der Höhe 
der baulichen Anlagen, so gilt als Geschosszahl 

a) bei Festsetzung der maximalen Wandhöhe, das festgesetzte Höchstmaß der 
Wandhöhe entsprechend der Definition des § 6 Absatz 4 Satz 2 SächsBO 
geteilt durch 3,5 zuzüglich eines weiteren Geschosses, wenn gleichzeitig 
die Dachneigung von mindestens 30 Grad festgesetzt ist. 

b) bei Festsetzung der maximalen Gebäudehöhe, die festgesetzte maximale 
Gebäudehöhe geteilt durch 3,5. 

Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.
(2) Ist im Einzelfall eine größere als die im Bebauungsplan festgesetzte Höhe 
baulicher Anlagen genehmigt, so ist diese gemäß Absatz 1 in eine Geschosszahl 
umzurechnen. 

§ 11 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken für die ein 

Bebauungsplan eine Baumassenzahl festsetzt 

(1) Weist der Bebauungsplan anstatt einer Geschosszahl eine Baumassenzahl 
aus, so gilt als Geschosszahl die Baumassenzahl geteilt durch 3,5. Bruchzahlen 
werden auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet.
 
(2) Ist eine größere als die nach Absatz 1 bei Anwendung der Baumassenzahl 
zulässige Baumasse genehmigt, so ergibt sich die Geschosszahl aus der Teilung 
dieser Baumasse durch die Grundstücksfläche und nochmaliger Teilung des 
Ergebnisses durch 3,5. Bruchzahlen werden auf die nächstfolgende volle Zahl 
aufgerundet.

§ 12 
Stellplätze, Garagen, Gemeinbedarfsflächen 

(1) Bei Grundstücken, auf denen nur Stellplätze oder Garagen hergestellt wer-
den können, wird für jedes zulässige oberirdische und tatsächlich vorhandene 
unterirdische Parkdeck ein Vollgeschoss zugrunde gelegt. 
Bei anderen Grundstücken werden neben den zulässigen Vollgeschossen im 
Sinne der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunut-
zungsverordnung [BauNVO]), auch vorhandene Tiefgaragen oder Parkdecks in 
Untergeschossen als Vollgeschosse angerechnet. Die §§ 9 bis 11 finden keine 
Anwendung. 

(2) Auf Gemeinbedarfs- und Grünflächengrundstücken in beplanten Gebieten, 
deren Grundstücksflächen aufgrund ihrer Zweckbestimmung nicht oder nur zu 
einem untergeordneten Teil mit Gebäuden überdeckt werden sollen oder überde-
ckt sind (z. B. Friedhöfe, Sportplätze, Freibäder, Kleingartengelände), wird ein 
Nutzungsfaktor von 0,2 angewandt. Die §§ 9 bis 11 finden keine Anwendung. 

(3) Für Grundstücke, die von den Bestimmungen der §§ 9 bis 11 und der Ab-
sätze 1 und 2 nicht erfasst sind (z. B. Lagerplätze) oder für Grundstücksteile, 
die nach § 7 Absatz 1 Nr. 1 Buchstabe a) oder b) außer Betracht bleiben, gilt ein 
Nutzungsfaktor von 0,5, wenn auf ihnen keine Gebäude errichtet werden dürfen.

§ 13 
Ermittlung des Nutzungsmaßes bei Grundstücken, für die keine 
Bebauungsplanfestsetzungen im Sinne der §§ 9 bis 12 bestehen 

(1) In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan 
keine den §§ 9 bis 12 entsprechende Festsetzung enthält, ist bei bebauten und 
unbebauten, aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse maßgebend. Ist 
im Einzelfall eine größere Geschosszahl vorhanden, so ist diese zugrunde zu 
legen. Im Übrigen gilt § 12 entsprechend. 

(2) Im Außenbereich (§ 35 BauGB) ist bei bebauten Grundstücken oder Grund-
stücksteilen (§ 7 Absatz 1, Nr. 1, Buchstabe d) die Zahl der tatsächlich vorhan-
denen Geschosse maßgebend. 
Bei unbebauten Grundstücken, für die ein Bauvorhaben genehmigt ist, gilt die 
Zahl der genehmigten Geschosse; unbebaute gewerblich genutzte Grundstücke, 
Stellplatzgrundstücke und Grundstücke mit nur untergeordneter Bebauung 
gelten als eingeschossig bebaubar. § 12 findet keine Anwendung. 
Gemischt genutzte Grundstücke sind in die einzelnen Bereiche entsprechend 
§ 7 gegeneinander abzugrenzen. 

(3) Als Geschosse nach den Absätzen 1 und 2 gelten Vollgeschosse im Sinne 
der Sächsischen Bauordnung. Bei Grundstücken mit Gebäuden ohne ein Voll-
geschoss im Sinne der Sächsischen Bauordnung ergibt sich die Geschosszahl 
aus der Teilung der tatsächlich vorhandenen Baumasse durch 3,5. § 9 Absatz 
2 gilt entsprechend.

§ 14 
Abschnitte von Verkehrsanlagen 

(1) Für selbständig benutzbare Abschnitte von Verkehrsanlagen kann der Auf-
wand gesondert ermittelt und erhoben werden. 

(2) Erstreckt sich eine straßenbauliche Maßnahme auf mehrere Straßenab-
schnitte, für die sich nach § 5 unterschiedliche anrechenbare Breiten oder 
unterschiedliche umlagefähige Anteile ergeben, so sind die Straßenabschnitte 
gesondert abzurechnen. 

(3) Der Aufwand kann auch für mehrere Anlagen, die für die Erschließung der 
Grundstücke eine Einheit bilden, gemeinsam ermittelt werden (Ausbaueinheit). 

(4) Soweit ein Abschnitt gebildet wird oder mehrere Anlagen zu einer Aus-
baueinheit zusammengefasst werden, bilden abweichend von § 3 die durch den 
jeweiligen Abschnitt oder die durch die zu einer Ausbaueinheit zusammenge-
fassten Anlagen erschlossene Grundstücke das Abrechnungsgebiet. § 3 Satz 2, 
2. Halbsatz, bleibt unberührt.

§ 15 
Kostenspaltung 

(1) Der Beitrag kann für 
a) Fahrbahn 
b) Radwege 
c) Gehwege 
d) kombinierte Rad- und Gehwege 
e) Parkplätze und Parkstreifen 
f) unselbstständige Grünstreifen 
g) Oberflächenentwässerung
h) Beleuchtungsanlagen
i) Immissionsschutzanlagen

 
gesondert erhoben und in beliebiger Reihenfolge umgelegt werden, sobald 
die auf eine der Teileinrichtungen der Nr. a bis i) erstreckende Baumaßnahme 
fertiggestellt und die Teileinrichtung selbständig nutzbar ist. 

(2) Aufwendungen für das Straßenbegleitgrün, unbefestigte Rasen- und Grün-
streifen, Böschungen, Schutzmauern und Stützmauern sind jeweils der Teilein-
richtung zuzurechnen, der zu dienen sie bestimmt sind.

§ 16 
Entstehen der sachlichen Beitragspflicht 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit dem Abschluss der Maßnahme. Sie entstehen 
in den Fällen der Kostenspaltung (§ 15) mit dem Abschluss der auf die jeweilige 
Teilrichtung bezogenen Teilmaßnahmen und im Fall der Abschnittsbildung mit 
dem Abschluss der auf den jeweiligen Abschnitt bezogenen Teilmaßnahmen. 
Im Fall der Bildung von Ausbaueinheiten (§ 14 Absatz 3) entstehen sie mit 
dem Abschluss der Maßnahmen für die zur Ausbaueinheit zusammengefassten 
Anlagen. 

(2) Eine Maßnahme oder Teilmaßnahme ist abgeschlossen, wenn sie technisch 
fertiggestellt und tatsächlich und rechtlich beendet und der Gesamtaufwand 
feststellbar ist. 

(3) Die Satzung ist anzuwenden für Verkehrsanlagen, die nach dem 15. Februar 
2001 grundhaft ausgebaut und fertiggestellt wurden.

§ 17 
Beitragsschuldner 

(1) Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der sachlichen Bei-
tragspflicht (§ 16) Eigentümer des Grundstückes oder Erbbauberechtigter oder 
sonst dinglich Nutzungsberechtigter ist. 
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Mehrere Beitragsschuldner für dasselbe Grundstück sind Gesamtschuldner, bei 
Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer 
nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil Beitragsschuldner. Entsprechendes 
gilt für Fälle des Vorliegens sonstiger dinglicher baulicher Nutzungsrechte. 

(2) Wenn in der Tiefe aneinandergrenzende Grundstücke derselben Eigentü-
mereinheit wirtschaftlich genutzt oder genutzt werden dürfen, ist der Flächen-
inhalt für die Beitragsbemessung heranzuziehen. 

(3) Wenn in der Tiefe aneinandergrenzende Grundstücke im Fall der Eigentü-
merverschiedenheit von Anlieger- und Hinterliegergrundstück die Zuweisung 
zwischen Straßen und Hinterliegergrundstück z. B. über ein Anliegergrundstück 
angelegt ist, diese auch tatsächlich so genutzt wird und auch den bauordnungs-
rechtlichen Bestimmungen entspricht, so werden die Hinterliegergrundstücke 
bei rechtlich bestehender Zuwegung für die Beitragsbemessung herangezogen.

§ 18
Vorauszahlung und Ablösung 

(1) Sobald mit der Durchführung einer beitragsfähigen Maßnahme begonnen 
wurde und der Stadt ein nennenswerter Aufwand entstanden ist, kann eine 
Vorauszahlung in einer diesem Aufwand entsprechender Höhe erhoben werden. 

(2) Der Beitrag kann insgesamt vor Entstehen der sachlichen Beitragspflicht 
(§ 16) endgültig abgelöst werden. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht 
nicht. Der Ablösebeitrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach 
Maßgabe dieser Satzung zu ermittelnden Beitrages. 

§ 19 
Fälligkeit 

Der Beitrag und die Vorauszahlung werden einen Monat nach Bekanntgabe des 
Abgabenbescheides fällig.

§ 20 
Bürgerbeteiligung 

Die Stadt wird in Vorbereitung von geplanten Ausbaumaßnahmen die betrof-
fenen Grundstückseigentümer zum Niveau der Ausbaumaßnahmen über eine 
oder mehrere Bürgerversammlungen anhören und beteiligen. 

§ 21 
Billigkeitsregelung 

Kann ein Beitragsschuldner wegen nachgewiesener mangelnder wirtschaftlicher 
Leistungskraft den Beitrag zum Fälligkeitstermin nicht oder nicht in voller 
Höhe zahlen, kann die Stadt Bad Düben im begründeten Einzelfall auf Antrag 
folgende Billigkeitsmaßnahmen zulassen: 
• Stundung (§ 3 Absatz 3 SächsKAG) 
• Ratenzahlung (§ 22 Absatz 3 SächsKAG) 
• Verrentung (§22 Absatz 4 SächsKAG)

§ 22 
Inkrafttreten 

(1) Die Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Bad Düben, d. 10. September 2020

Astrid Münster
Bürgermeisterin

Versteigerung
   
Das Fundbüro der Stadtverwaltung 
Bad Düben plant, eine Versteigerung 
durchzuführen. Es werden nur Fahr-
räder versteigert. Die Versteigerung 
wird durchgeführt am

Samstag, dem 26. September 
2020 um 10 Uhr auf dem Markt-
platz (Rathaushof).

Interessierte Bürger können die Fahrräder ab 9 Uhr auf dem Rathaushof 
besichtigen.

Stadtverwaltung Bad Düben
Fundbüro

Information 

Aus betrieblichen Gründen gelten in diesem Jahr bereits ab 1. Oktober folgende 
Nebensaisonöffnungszeiten in unserer Touristinformation Bad Düben:

Montag/Dienstag/Donnerstag/Freitag:               10.00 – 15.00 Uhr
Samstag:                                                              10.00 – 12.00 Uhr
Mittwoch:                                                            geschlossen

Wir bitten um freundliche Beachtung.

++ EURE MITHILFE IST GEFRAGT ++       
                        

Liebe Bad Dübener/-innen, liebe Bad Dübener Kinder, 

der Bau an unserem neuen Hortgebäude an der Heide-Grundschule in Bad 
Düben hat schon richtig Gestalt angenommen. Zeit über etwas ganz Wichtiges 
nachzudenken: Der zukünftige Hort für rund 220 Kinder braucht doch einen 
NAMEN!
Dazu benötigen wir eure Unterstützung. Wir suchen einen kreativen Namen, 
der vor allem kinderfreundlich ist, einen Bezug zu Bad Düben und/oder einfach 
einen besonderen Wiedererkennungswert hat. 
Alle Vorschläge werden gesammelt und landen in einem Topf. Drei Namens-
vorschläge werden den zukünftigen Hortkindern vorgestellt und sie wählen den 
Namen Ihres zukünftigen Hortes selbst aus. 

So einfach geht es: 
Hinterlasst eure Idee in einem Kommentar 
unter diesem Beitrag auf unserem Face-
book- oder auf unserem Instagram-Account  
oder schreibt eine kurze E-Mail an emily.
gall@bad-dueben.de.
 
Einsendeschluss ist der 15. Oktober 2020.

Die Erfinder der Top-3-Hortnamen erhalten 
ein kleines Dankeschön! Da ist mitmachen 
doppelt gut und wir freuen uns auf zahl-
reiche, kreative Vorschläge. 

Die Preise aus unserer exklusiven Produkt-
serie „Bock auf Bad Düben“: 

1. Platz: Liegestuhl
2. Platz: Pullover oder Sport-T-Shirt  
in verschiedenen Farben und Größen
3. Platz: Tassen-Set 



VERANSTALTUNGEN OKTOBER 
bis 30.10.
nach Vereinb. Sonderausstellung „Eine Nacht unter Kranichen“ mit eindrucksvollen Bildern von 

Naturfotograf Knut Fischer, Eintritt frei, Tel.: 034243 / 72993, NaturparkHaus
01.10.
14.30 – 15.30 Den Naturraum Dübener Heide mit allen Sinnen erleben, kostenfreie Füh-

rung durch die multimediale Dauerausstellung zum Naturraum Dübener Heide, Vor-
anmeldung erforderlich bis spätestens Montagnachmittag (Tel.: 034243 / 72993), 
Führungen nach Absprache zu anderen Zeiten möglich,

 Treff: am Hoftor zum NaturparkHaus
02.10.
19.00 Kulinarischer Weinabend, HEIDE SPA Restaurants
03.10.
14.00 – 17.00 Bergschiffmühle geöffnet, Burggelände
04.10.
10.00 – 16.00 Heidesonntag, Voranmeldung erforderlich (Tel.: 034243 / 72993), Eintritt frei,
 NaturparkHaus
08.10.
14.30 – 15.30 Den Naturraum Dübener Heide mit allen Sinnen erleben, kostenfreie Füh-

rung durch die multimediale Dauerausstellung zum Naturraum Dübener Heide, Vor-
anmeldung erforderlich bis spätestens Montagnachmittag (Tel.: 034243 / 72993), 
Führungen nach Absprache zu anderen Zeiten möglich,

 Treff: am Hoftor zum NaturparkHaus
09.10.
18.00 Grünes Kino, gezeigt werden spannende Dokumentar- und berührende Spielfil-

me, die die Beziehung zwischen Mensch und Natur thematisieren, Voranmeldung 
erforderlich (Tel.: 034243 / 72993), Eintritt auf Spendenbasis, NaturparkHaus

15.10.
14.30 – 15.30 Den Naturraum Dübener Heide mit allen Sinnen erleben, kostenfreie Füh-

rung durch die multimediale Dauerausstellung zum Naturraum Dübener Heide, Vor-

anmeldung erforderlich bis spätestens Montagnachmittag (Tel.: 034243 / 72993), 
Führungen nach Absprache zu anderen Zeiten möglich,

 Treff: am Hoftor zum NaturparkHaus
17.10.
15.00 Volleyball-Regionalliga: SV Bad Düben – SVC Nordhausen,
 Erasmus-Schmidt-Sporthalle Delitzsch (Livestream über www.twitch.tv/svbdh1)
18.10.
15.00 Konzert der Sächsischen Bläserphilharmonie, HEIDE SPA Kursaal
22.10.
14.30 – 15.30 Den Naturraum Dübener Heide mit allen Sinnen erleben, kostenfreie
 Führung durch die multimediale Dauerausstellung zum Naturraum Dübener
 Heide, Voranmeldung erforderlich bis spätestens Montagnachmittag
 (Tel.: 034243 / 72993), Führungen nach Absprache zu anderen Zeiten möglich,
 Treff: am Hoftor zum NaturparkHaus
29.10.
14.30 – 15.30 Den Naturraum Dübener Heide mit allen Sinnen erleben, kostenfreie
 Führung durch die multimediale Dauerausstellung zum Naturraum Dübener Heide, 

Voranmeldung erforderlich bis spätestens Montagnachmittag
 (Tel.: 034243 / 72993), Führungen nach Absprache zu anderen Zeiten möglich,
 Treff: am Hoftor zum NaturparkHaus
30.10.
20.00 – 01.00  Saunaabend „Halloween“, abwechslungsreiches Programm mit Hexenkräuter-

Aufgüssen, belebenden Peelings, Klangschalen- und Birkenzweig-Ritual, Geschich-
ten am Kaminfeuer und vielem mehr, Badelandschaft ab 22 Uhr zum FKK-Schwim-
men geöffnet, HEIDE SPA Badelandschaft & Saunawelt

31.10.
19.30 Fermate – Innehalten zum Monatsende, Chorkonzert mit „Camerata Vocale 

Zwickau“, Eintritt: 6 € an der Abendkasse, Evangelische Stadtkirche St. Nikolai
ÄNDERUNGEN VORBEHALTEN!
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Schnell noch mal die Schläger 
schwingen – SupaGolf-Saison 

bis 31. Oktober!
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